
ste sichergestellt werden; die Zahl der Schwan-
gerschaftsabbrüche soll reduziert und das ge-
sundheitliche Risiko bei Schwangerschaftsab-
brüchen (unsafe abortion) durch entsprechende
Vorsorge und Ausbildung des Personals in den
Gesundheitsdiensten verringert werden; der
Prävention von HIV/Aids soll besondere Auf-
merksamkeit gewidmet und Fragen von Bil-
dung und Erziehung Priorität eingeräumt wer-
den. Nicht zuletzt werden die Regierungen auf-
gefordert, weiter verstärkt Mittel für die Umset-
zung des Aktionsprogramms zu mobilisieren,
wobei insbesondere an die Gebergemeinschaft
appelliert und auf die Notwendigkeit zusätzli-
cher Mittel für neue und erhöhte Anforderungen
(so bei der Bekämpfung und Prävention von
HIV/Aids) hingewiesen wird.
In einigen Schlüsselbereichen empfiehlt das Do-
kument neue Bezugsgrößen (benchmarks). So
soll die Analphabetenrate des Jahres 1990 bei
Frauen und Mädchen bis 2005 halbiert werden
und der Grundschulbesuch für 90 vH aller Kin-
der beiderlei Geschlechts bis zum Jahre 2010 si-
chergestellt sein. 2005 sollten 60 vH aller Zen-
tren für Basisgesundheitsdienste und Familien-
planungseinrichtungen ein umfassendes Ange-
bot vor allem an sicheren und effektiven Fami-
lienplanungsmethoden sowie an Schwangeren-
vorsorge anbieten können; im Jahre 2010 soll-
ten 80 vH aller Einrichtungen dazu in der Lage
sein, und 2015 alle ohne Ausnahme. Ebenfalls
bis 2005 sollten zumindest dort, wo die Mütter-
sterblichkeit sehr hoch ist, 40 vH aller Geburten
von geschultem Personal assistiert werden und
weltweit 80 vH aller Geburten; diese Zahlen
sollten bis 2010 auf 50 beziehungsweise 85 vH
und bis 2015 auf 60 respektive 90 vH gestei-
gert werden. Die Lücke zwischen Angebot und
Nachfrage beim Gebrauch von Kontrazeptiva
sollte bis 2005 um die Hälfte reduziert werden,
um 75 vH bis 2010 und vollständig bis zum Jah-
re 2015. Zum Schutz gegen HIV/Aids sollten
wenigstens 90 vH aller Jugendlichen in der Al-
tersgruppe zwischen 15 und 24 Jahren bis 2005
Zugang zu Präventivmethoden aller Art haben;
diese Zahl sollte bis 2010 auf wenigstens 95 vH
erhöht werden. Die HIV-Infektionsrate in dieser
Altersgruppe sollte in den besonders betroffe-
nen Ländern bis zum Jahre 2005 um 25 vH und
bis zum Jahre 2010 weltweit um ebenfalls 25
vH reduziert werden.

IV. Aus Sicht der Entwicklungsländer lag der
Schwerpunkt der Verhandlungen auf dem Zu-
sammenhang zwischen Bevölkerung und Ent-
wicklung, während von den Industriestaaten
und den Transformationsländern vor allem der
Aspekt der reproduktiven Gesundheit und der
reproduktiven Rechte im Aktionsprogramm in
den Vordergrund gestellt wurde. Eine kleine
Gruppe von Delegationen, zu der neben dem in
seiner Eigenschaft als Beobachter teilnehmen-
den Heiligen Stuhl Argentinien, Libyen, Nica-
ragua, Sudan und weitere arabische Staaten
gehörten, war erkennbar bemüht, jede über den
Konsens von Kairo hinausgehende Formulie-
rung zu verhindern oder gar hinter diesen Kon-
sens zurückzugehen. Bezeichnend war, daß am
Widerstand dieser Gruppe – und trotz Uneinig-
keit in der Gruppe der Entwicklungsländer 
(G-77) in dieser Frage – letztlich die Aufnahme
eines Passus aus dem Aktionsprogramm der

Weltfrauenkonferenz von Beijing scheiterte,
wonach die Staaten aufgefordert werden soll-
ten, ihre Strafbestimmungen gegen Frauen, die
abgetrieben haben, zu überprüfen.
Als schwierigste Verhandlungsgegenstände er-
wiesen sich dementsprechend die Passagen
über die Reproduktionsgesundheit Jugendlicher
und über alle Formulierungen im Hinblick auf
reproduktive Rechte von Frauen und Jugendli-
chen, ebenso alle Ziffern, die einen auch nur
näherungsweisen Zusammenhang mit dem The-
ma Schwangerschaftsabbruch enthielten. Dies
waren die Themen, in denen es innerhalb der 
G-77 keinen Konsens gab. Im offenen Aus-
tausch zeigte sich, wie nahe die Vorstellungen
der EU und anderer Industrieländer, der Staaten
Afrikas südlich der Sahara, der Lateinamerika-
ner (mit Ausnahme Nicaraguas und Argentini-
ens) und auch vieler asiatischer Länder beim
Thema ›gesundheitliche Sicherheit bei Abtrei-
bungen‹ beieinander lagen. Bei den auf die re-
produktiven Rechte und die reproduktive Ge-
sundheit Jugendlicher bezogenen Ziffern dage-
gen mußten sich die Industrieländer letztlich
dem Druck der G-77 beugen, die die vorge-
schlagenen Texte durch ständige Wiederho-
lung der elterlichen Rechte auszubalancieren
suchte.
Die EU – die unter deutscher Präsidentschaft
agierte – erwies sich im gesamten Verhand-
lungsprozeß als einer der wichtigsten An-
sprechpartner der G-77. Aus Sicht der EU ist
das Abschlußdokument trotz der sprachlichen
Kompromisse, die insbesondere im Kapitel
über die reproduktive Gesundheit und die repro-
duktiven Rechte Jugendlicher bezüglich der el-
terlichen Rechte sowie beim Thema Schwan-
gerschaftsabbruch eingegangen werden muß-
ten, und trotz einer gewissen Unausgewogen-
heit im Kapitel über die Ressourcen (die Geber-
länder werden an erster Stelle und wesentlich
häufiger als die Entwicklungsländer genannt),
insgesamt als Erfolg zu werten.
Es gelang der EU, zusätzliche quantitative Zie-
le (Milestones) in den Bereichen Familienpla-
nung, HIV/Aids-Bekämpfung und Senkung der
Müttersterblichkeit im Text zu verankern und
ihren Vorschlag über die verstärkte Führungs-
funktion bestimmter UN-Organisationen in 
diesen Bereichen (UNFPA, UNAIDS, WHO)
durchzusetzen. Weiterhin konnte das Doku-
ment insgesamt verstärkt auf die Bedürfnisse
der Armen und sozial Schwachen ausgerichtet
werden. Trotz der bereits erwähnten Kompro-
misse gelang es, im Kapitel über Jugendliche
den Grundsatz der Vertraulichkeit bei Inan-
spruchnahme entsprechender Dienste durchzu-
setzen und die Jugendlichen insgesamt als
wichtige künftige Zielgruppe der Bemühungen
im Bereich reproduktiver Gesundheit und re-
produktiver Rechte herauszustellen. Außerdem
glückte es, hinsichtlich des legalen Schwanger-
schaftsabbruchs – trotz erbitterten Widerstands
einiger weniger Delegationen, die auf der wört-
lichen Wiederholung der Aussage des Kairoer
Aktionsprogramms bestanden, Abtreibung sol-
le »keinesfalls« als Familienplanungsmethode
gefördert werden (Ziffer 8.25) – wenigstens die
Qualifizierung des medizinischen Personals und
den Zugang zu medizinisch sicherem Schwan-
gerschaftsabbruch durchzusetzen.
Bei der Gesamtbewertung des langen und um-

fassenden Überprüfungsprozesses sollte letzt-
lich auch nicht allein das papierene Resultat –
die ›Key Future Actions‹ – in die Waagschale
geworfen werden: Der Prozess selbst und die
Auswirkungen, die er auf Länderebene, bei den
Regierungen, den NGOs und letztlich auch als
Ansporn für eine kohärente, zielorientierte Zu-
sammenarbeit des gesamten UN-Systems zei-
tigte, sollten nicht unterschätzt werden. Es ist
fraglich, ob auf andere Weise eine gleichwerti-
ge Öffentlichkeitswirksamkeit über eine solche
Zeitdauer hinweg zu erreichen gewesen wäre.
Beiträge der Regierungsvertreter verwiesen je-
denfalls immer wieder darauf, daß das Aktions-
programm und der Überprüfungsprozeß zu
langsamen, aber stetigen Veränderungen von
Verhaltensweisen und Wertmaßstäben führen
kann. Und dies ist sicher eine der wichtigsten
Voraussetzungen für Erfolge im Bereich Bevöl-
kerung und Entwicklung. r

Inseln im Wind

PETERCHRISTMANN

Entwicklungsländer in Insellage: Sonder-
tagung der Generalversammlung – Von
Bridgetown nach New York – Gefahren
durch Anstieg des Meeresspiegels und Trans-
port radioaktiver Abfälle – Index der Ver-
letzlichkeit umstritten

Ein Vierteljahr nach der Behandlung des The-
mas Bevölkerung und Entwicklung durch die
21. Sondergeneralversammlung der Vereinten
Nationen waren Entwicklungsfragen erneut Ge-
genstand einer Sondertagung. Am 27. und 28.
September 1999 trat in New York die Sonder-
tagung der Generalversammlung zur Überprü-
fung und Bewertung der Umsetzung des Ak-
tionsprogramms der Weltkonferenz über die
nachhaltige Entwicklung der kleinen Inselstaa-
ten unter den Entwicklungsländern zusammen.
Sie knüpfte damit an das 1994 von der interna-
tionalen Staatengemeinschaft in Barbados ver-
abschiedete Dokument an; es ging nun darum,
Vereinbarungen über künftige Aktivitäten zu-
gunsten dieser Staatengruppe festzuschreiben.
Ergebnis der 22. Sondergeneralversammlung
war schließlich eine kurze Politische Erklärung
sowie ein längerer Text, in dem die Umsetzung
des Aktionsprogramms von 1994 kritisch be-
wertet wird. Dort werden sechs Bereiche ge-
nannt, in denen weiterhin dringender Hand-
lungsbedarf besteht: in der Klimapolitik, bei 
der Vorsorge gegen Naturkatastrophen, beim
Küsten- und Meeresschutz, der Trinkwasser-
und Energieversorgung sowie beim Versuch,
den Tourismus in umwelt- und sozialverträgli-
che Bahnen zu lenken.
Die bereits 1992 beim Erdgipfel von Rio aus
ökologischen und ökonomischen Gründen her-
ausgehobene Sonderstellung dieser Ländergrup-
pe und deren besondere Verletzbarkeit wurde
von der Staatengemeinschaft zwar bekräftigt.
Es gelang diesen Staaten aber nicht, eine Son-
derbehandlung ihrer Gruppe zum Beispiel beim
Zugang zu Entwicklungshilfe oder in Handels-
fragen verbindlich festzuschreiben.
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Ein Plan für kleine Inseln

Noch vor einem Jahrzehnt widmete die interna-
tionale Gemeinschaft der Gruppe der kleinen
Inselstaaten unter den Entwicklungsländern
(Small Island Developing States, SIDS) keine
besondere Aufmerksamkeit. Erst seit der Kon-
ferenz der Vereinten Nationen über Umwelt
und Entwicklung 1992 in Rio und der beson-
deren Erwähnung der SIDS in Kapitel 17 des
dort von den Staats- und Regierungschefs ver-
abschiedeten Aktionsprogramms ›Agenda 21‹
sind die hauptsächlich pazifischen und karibi-
schen Kleinstaaten stärker ins Rampenlicht
gerückt. Es handelt sich bei ihnen um eine in-
formelle Untergruppe der Entwicklungsländer-
Interessengemeinschaft G-77, die sich vor al-
lem im Rahmen der Klimaschutzverhandlungen
Gehör zu verschaffen sucht. Verständlicherwei-
se, denn von der Gefahr des Anstiegs des Mee-
resspiegels als Folge einer verfehlten Klimapo-
litik sind vor allem sie in ihrer Existenz bedroht.
Um ihren Interessen international mehr Auf-
merksamkeit zu verschaffen, haben sie sich im
Bündnis der kleinen Inselstaaten (Alliance of
Small Island States, AOSIS) zusammengefun-
den. Seitdem haben sie auf dem internationalen
Parkett an Profil gewonnen. 41 kleine Inselstaa-
ten und abhängige Gebiete rechnen sich heute
den SIDS zu.
Dabei sind so unterschiedliche Kleinstaaten wie
Singapur mit 3,74 Millionen Einwohnern (1997)
oder die Malediven mit 270 000 sowie Territo-
rien wie Aruba (70 000 Einwohner) – eine der
›Inseln unter dem Winde‹ – oder Niue mit we-
niger als 3 000 Einwohnern. Aber auch Malta
und Zypern rechnen sich dazu. Bei aller Unter-
schiedlichkeit hinsichtlich Entwicklungsstand,
Einkommen und Größe ist den SIDS eine außer-
ordentliche ökologische Verletzlichkeit (ecolo-
gical vulnerability) gemein; den meisten von ih-
nen auch eine ökonomische Labilität, die sich
aus der räumlichen Begrenztheit ihrer oft wenig
robusten Volkswirtschaften, aus geringer Diver-
sifikation und Risikostreuung oder der Ferne
von den Märkten dieser Welt ergibt. Sie liegen
zudem häufig in Zonen, die immer wieder von
Naturkatastrophen heimgesucht werden. Gleich-
zeitig droht ihnen jetzt der Verlust von Sonder-
vergünstigungen, die ihnen Partner (wie die Eu-
ropäische Union) zum Beispiel beim Handel
eingeräumt hatten. Viele von ihnen sind deshalb
für die Herausforderungen, die sich aus der Glo-
balisierung der Märkte wie der Handels- und Fi-
nanzströme ergeben, wenig gerüstet. Anderer-
seits übernehmen kleine Inselstaaten mit ihren
langen Küsten aber auch große Verantwortung
für den Erhalt des Reichtums der Weltmeere,
beherbergen seltene Tiere und Pflanzen und tra-
gen zur biologischen Vielfalt der Erde bei. Die
Inseln stellen oft komplexe, fragile Ökosysteme
dar, die wegen ihrer Einmaligkeit und ihres 
Artenreichtums von globaler Bedeutung sind.
Natürlich sind sie in wachsendem Maße auch
Ziel internationaler Touristenströme – für die
SIDS Fluch und Segen zugleich, wie die Erfah-
rungen zeigen.
Die Einberufung der Weltkonferenz über die
nachhaltige Entwicklung der kleinen Inselstaa-
ten unter den Entwicklungsländern durch die
Vereinten Nationen nach Bridgetown reflek-
tierte noch stark die Aufbruchstimmung, die

nach dem Erdgipfel von Rio de Janeiro herrsch-
te. Die UN-Generalversammlung hatte 1992
mit ihrer Resolution 47/189 diese erste der Rio-
Folgekonferenzen beschlossen. Ein damals ver-
breiteter Slogan, mit dem für die Konferenz 
geworben wurde, lautete: ›Small Islands – big
problems‹. Aus Sicht vieler Teilnehmer sollte
das Treffen vom 25. April bis zum 6. Mai 1994
in der Hauptstadt von Barbados so etwas wie ein
erster Testfall sein für die in Rio beschworene
globale Partnerschaft zwischen Nord und Süd
zur Umsetzung des Ziels einer nachhaltigen
Entwicklung. Würden die in vieler Hinsicht so
fragilen kleinen Inselstaaten – so die Erwar-
tungshaltung bei vielen Protagonisten – nicht so
etwas wie einen Idealfall abgeben für den Ver-
such, eine neue Balance zu finden zwischen
wirtschaftlichem Wachstum, sozialer Entwick-
lung und dem Schutz der Umwelt?
Das Ergebnis der Konferenz in Barbados (UN
Doc. A/CONF. 167/9 mit Corr. 1 und 2; UN 
Publ. E.94.I.18) blieb freilich ein gutes Stück
hinter diesen Erwartungen zurück. Die dort ver-
abschiedete ›Erklärung von Barbados‹ und das
beschlossene ›Aktionsprogramm‹ erkennen zwar
– in Übereinstimmung mit der Agenda 21 – die
SIDS als ökologischen Sonderfall an und be-
stätigen die Notwendigkeit internationaler Hilfe
für deren nachhaltige Entwicklung. In 15 Ka-
piteln werden Probleme wie der Anstieg des
Meeresspiegels, Naturkatastrophen, Abfallbe-
seitigung, Trinkwasserversorgung, der Aufbau
nationaler Institutionen und Verwaltungskapa-
zitäten oder die Energieversorgung behandelt
und Lösungsansätze aufgezeigt. Doch die von
den Industriestaaten, den internationalen Finan-
zierungsinstitutionen oder multilateralen Orga-
nisationen abgegebenen finanziellen Verspre-
chungen oder Ankündigungen spezieller Hilfen
wurden nur zum Teil eingelöst. Auch die SIDS
blieben vom allgemeinen Rückgang der öffent-
lichen Entwicklungshilfe nicht verschont. Pri-
vate Investitionen konzentrierten sich auf weni-
ge Staaten der Gruppe. Die meisten von ihnen
fühlten sich deshalb mit ihren Problemen von
der internationalen Gemeinschaft alleingelas-
sen. Auch die Bemühungen, ihre besondere
ökologische Verletzlichkeit mittels eines Index
(Vulnerability Index) festzuschreiben und die-
sen in das Kriterienraster bi- und multilateraler
Entwicklungshilfegeber für die Bewertung der
Hilfebedürftigkeit einzelner Staaten aufnehmen
zu lassen, sind bislang nicht erfolgreich gewe-
sen.

Segeln gegen den Wind

Die Überprüfung der Umsetzung des Aktions-
programms von Barbados war mehrfach Thema
der jährlichen Tagungen der Kommission für
nachhaltige Entwicklung (CSD), einer Fach-
kommission des Wirtschafts- und Sozialrats,
die den sogenannten Rio-Folgeprozeß überwa-
chen soll. Auch die 19. UN-Sondergeneralver-
sammlung im Juni 1997, die fünf Jahre nach Rio
eine erste Bilanz zog, hatte darüber ausgiebig
debattiert. Dort war dann auch die Sonderta-
gung vereinbart worden, die im September die-
ses Jahres in New York stattfand – an sich schon
ein beachtlicher Erfolg für die Gruppe der klei-
nen Inselstaaten. Denn nicht nur die Industrie-
länder, auch die großen Entwicklungsländer
neigen gelegentlich dazu, des Drucks überdrüs-

sig zu werden, mit dem die gut organisierten
SIDS ihre Anliegen immer wieder auf die inter-
nationale Tagesordnung setzen.
Die diesjährige Tagung der CSD diente der
Vorbereitung auf die Konferenz im September.
Zudem hatte das UN-Sekretariat in Zusammen-
arbeit mit dem UNDP und den SIDS im Febru-
ar 1999 zu einem mehrtägigen Treffen mit po-
tentiellen Gebern eingeladen. Bei dieser Gele-
genheit wurden zahlreiche Projektvorschläge
auf den Tisch gelegt. Konkrete Finanzierungs-
zusagen der Entwicklunghilfe-Organisationen
blieben aber auch hier weitgehend aus.
Die Verhandlungen während der Tagung des
CSD über die beiden auf der Sondergeneralver-
sammlung zu verabschiedenden Papiere verlie-
fen zunächst sehr zäh. Hauptgesprächspartner
der SIDS in dieser Phase war die unter deut-
scher Präsidentschaft agierende EU. Dies ist
nicht verwunderlich, da sie, weltweit gesehen,
der bei weitem wichtigste Partner der SIDS ist.
Die EU setzte sich von Anfang an dafür ein,
deutlich aufzuzeigen, daß die primäre Verant-
wortung für die Entwicklung dieser Staaten bei
ihnen selbst liegen müsse; eine externe Unter-
stützung könne nur dann mit Aussicht auf Er-
folg einsetzen, wenn entsprechende Eigenan-
strengungen vorhanden seien. Zudem sei das
Potential der regionalen Kooperation zwischen
den Kleinstaaten selbst noch nicht ausge-
schöpft. Die EU betonte die Rolle des Handels
und privater Investitionen und wies auf die lau-
fenden Lomé-Folgeverhandlungen hin. Bereits
auf der Geberkonferenz im Februar hatte vor al-
lem die Bundesregierung zudem auf die von ihr
angestrebte konsequentere Arbeitsteilung in der
Entwicklungszusammenarbeit mit der Europäi-
schen Gemeinschaft hingewiesen und damit
auch den generellen Rückgang ihrer bilateralen
Kooperation mit kleinen Entwicklungsländern,
darunter auch den SIDS, erklärt.
Während der Tagung der CSD im April konnten
sich die Delegationen noch nicht abschließend
über den Text der beiden Papiere verständigen.
Die informellen Gespräche und Verhandlungen
mußten deshalb fortgesetzt werden. Sie führten
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Kleine Entwicklungsländer in Insellage
(41 Staaten und Gebiete)

Afrika (5)
Kap Verde, Komoren, Mauritius, São Tomé
und Príncipe, Seychellen

Amerika (16)
Amerikanische Jungferninseln, Antigua 
und Barbuda, Aruba, Bahamas, Barbados,
Dominica, Dominikanische Republik, Gre-
nada, Haiti, Jamaika, Kuba, Niederländi-
sche Antillen, St. Kitts und Nevis, St. Lucia,
St. Vincent und die Grenadinen, Trinidad
und Tobago

Asien und Ozeanien (19)
Bahrain, Cookinseln, Fidschi, Kiribati, 
Malediven, Marshallinseln, Mikronesien,
Nauru, Niue, Palau, Papua-Neuguinea, Sa-
lomonen, Samoa, Singapur, Tokelau, Ton-
ga, Tuvalu, Vanuatu, Zypern

Europa (1)
Malta



erst Mitte September zur Einigung über den
Großteil der Vorlagen. Bis zuletzt umstritten
war eine Passage zum Seetransport gefährlicher
und radioaktiver Abfälle, durch den sich die
SIDS zunehmend bedroht fühlen. Erst am
Eröffnungstag der Sondergeneralversammlung
gelang es, diesen strittigen Punkt einvernehm-
lich zu klären.

Weit genug gesegelt?

Die zweitägige Konferenz selbst verlief dann
relativ harmonisch, in konstruktiver Atmosphä-
re und ohne besondere Kontroversen. 11 Staats-
und Regierungschefs und 59 Minister kamen zu
Wort. Die SIDS – unterstützt durch zahlreiche
Sprecher der G-77 – beklagten den Rückgang
der externen Finanzströme und das Ausbleiben
der versprochenen Hilfen. Aus eigener Kraft
könne man den erforderlichen Strukturwandel
nicht schaffen. Die Meere, Lebensgrundlage
vieler Inselstaaten, würden leergefischt. Sie er-
neuerten die Forderung nach einem Index der
Verletzlichkeit als Kriterium für den erleichter-
ten Zugang zu externer Finanzhilfe. Vertreter
der Industriestaaten dagegen forderten eine
noch deutlichere Ausrichtung der Politiken der
SIDS auf die Armutsbekämpfung, die Stärkung
ihrer personellen Eigenkapazität und eine ver-
besserte regionale Zusammenarbeit. Vereinzelt
wurden verstärkte Aktivitäten der Entwick-
lungszusammenarbeit zugunsten der SIDS – ins-
besondere der am wenigsten entwickelten unter
ihnen – angekündigt, so auch von einigen asiati-
schen Ländern wie Indien und Singapur. Finn-
land, das für die EU sprach, sagte ebenso wie
Deutschland – das durch die Parlamentarische
Staatssekretärin im Bundesministerium für wirt-
schaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung,
Uschi Eid, vertreten wurde – zu, die besondere
Situation der SIDS bei den Lomé-Folgeverhand-
lungen und im Rahmen der WTO zur Handelsli-
beralisierung berücksichtigen und den Anpas-
sungsprozeß durch Maßnahmen der Entwick-
lungszusammenarbeit unterstützen zu wollen.
Die beiden vorbereiteten Texte wurden schließ-
lich verabschiedet. In der Politischen Erklärung
werden die Aussagen der Agenda 21 sowie der
Erklärung und des Aktionsprogramms von Bar-
bados zur Situation der SIDS erneut bekräftigt
und alle Akteure zu entsprechendem Handeln
aufgerufen. Die Vorlage ›Fortschritte bei der
und Initiativen für die künftige Umsetzung des
Aktionsprogramms für die nachhaltige Ent-
wicklung der kleinen Inselstaaten‹ ist ebenfalls
in weiten Teilen eine Wiederholung bekannter
Formulierungen. Neu ist allenfalls, daß die Ge-
fahren und Chancen der rapiden Globalisierung
von Handels- und Finanzströmen auch für die
SIDS deutlicher angesprochen werden und daß
hier ein wichtiges Aktionsfeld der nächsten Jah-
re liegen wird. Die Textstelle zum Transport ge-
fährlicher und radioaktiver Abfälle spiegelt den
nur notdürftig übertünchten Gegensatz der Auf-
fassungen wider. Hauptkontrahenten der SIDS
waren in dieser Frage Großbritannien und
Frankreich.
Die 22. Sondertagung der Generalversamm-
lung war vor allem eine Gelegenheit für die
SIDS, ihre besondere Problemlage nochmals der
Weltöffentlichkeit präsentieren zu können. Das
ist gelungen. Wirklich weiterführende Beschlüs-
se blieben aus – diese werden jetzt in anderen

Foren wie WTO und UNCTAD, im Rahmen der
Lomé-Folgeverhandlungen oder im 2. Haupt-
ausschuß der Generalversammlung getroffen
werden müssen. Dorthin nämlich wurde ein
Vorschlag der G-77 verwiesen, die Karibik als
›Sondergebiet in Sachen nachhaltige Entwick-
lung‹ auszuweisen. Die kleinen Inselstaaten sind
weiterhin in schwierigen Gewässern. r

Die Gegner beim Namen nennen

CHRISTIAN RESCH

Menschenrechtskommission: 55. Tagung –
Islamisch-westliche Allianz zu Kosovo – Ex-
kommunisten gegen Kuba – Forum für Ur-
einwohner nimmt Gestalt an – Sondertagung
zu Osttimor

(Dieser Beitrag setzt den Bericht in VN 6/1998
S. 209ff. fort.)

Eine neue, stärker systematisch ausgerichtete
Tagesordnung hatte sich die 53 Mitgliedstaaten
der Vereinten Nationen umfassende Menschen-
rechtskommission zu ihrer 55. Tagung (22.3.-
30.4.1999 in Genf) gegeben. In seiner Ab-
schiedsansprache äußerte der Vorsitzende der
Vorjahrestagung, Jacob Selebi aus Südafrika,
daß die Mitarbeit der nichtstaatlichen Organisa-
tionen (NGOs) dadurch erleichtert werde. In der
Tat zeigte dann das Engagement der globalen
Zivilgesellschaft in Genf die ganze Bandbreite
der menschenrechtlichen Problematik auf –
auch die Facetten, die die Regierungen gerne
verschweigen. Besonders die wirtschaftlichen,
sozialen und kulturellen Rechte rufen viele Or-
ganisationen auf den Plan, die mit Seminaren
und Diskussionsveranstaltungen in der Mittags-
pause die Tagung bereichern. Allerdings laufen
diese Vertreter der Zivilgesellschaft Gefahr, ih-
re eigene Arbeit durch mangelnde Abstimmung
untereinander zu entwerten. In einem Fall rede-
ten mehr als 100 NGOs zu einem Tagesord-
nungspunkt. Es ist nur eine Frage der Zeit, wann
sich unter den Staatenvertretern Widerstand
formieren wird.
Zur Kommissionsvorsitzenden wurde die iri-
sche Botschafterin Anne Anderson gewählt.
Deutschland hatte die Präsidentschaft der EU
inne; Bundesaußenminister Fischer wies in sei-
ner Rede auf die Bedeutung der Menschenrech-
te für die Wirtschaft hin: In der Asienkrise habe
sich gezeigt, wie anfällig nicht auf Partizipation
angelegte Systeme bei ökonomischen Belastun-
gen reagierten. Ansonsten wurde die deutsche
Delegation von Botschafter Wilhelm Höynck
geleitet; die Praxis, einen profilierten Vertreter
des politischen Lebens zum Leiter zu berufen –
von 1992 bis 1998 war dies der ehemalige Bun-
desinnenminister Gerhart Baum –, wurde von
der jetzigen Bundesregierung aufgegeben. Der
neue Beauftragte der Regierung für Menschen-
rechte und Humanitäre Hilfe, der frühere DDR-
Bürgerrechtler und ehemalige Abgeordnete von
Bündnis’90/Die Grünen, Gerd Poppe, kam
zweimal nach Genf, um die Beratungen zu 
verfolgen.

Die klassische Konfliktlinie zwischen der Grup-
pe der ›Gleichgesinnten‹ – den oft als Gegner
jeglichen Fortschritts auf dem Gebiet der Men-
schenrechte auftretenden Ländern (sie umfaßt
Kuba, Pakistan und einige andere) einerseits
und den westlichen Staaten sowie einigen ost-
europäischen und lateinamerikanischen Län-
dern andererseits trat 1999 stärker hervor als
sonst. Doch gab es auch eine überraschende Al-
lianz. Erfreulich ist aber, daß in der Menschen-
rechtskommission ein neues Zentrum zusam-
menwächst. Undogmatische, aber den Men-
schenrechten verpflichtete Staaten greifen ver-
mehrt aktiv in den Verhandlungsprozeß ein.
Dazu gehören Südafrika, die Republik Korea,
Argentinien und Chile sowie die neuen Demo-
kratien Osteuropas.

I. Unter dem Tagesordnungspunkt 3 (Arbeitsor-
ganisation) werden keineswegs nur konferenz-
technische Fragen behandelt. Die Arbeit des
Büros der Hohen Kommissarin für Menschen-
rechte in Bogotá und die Menschenrechtslage in
Kolumbienwerden traditionell unter diesem je-
weils bis zum Ende der Sitzungsperiode offen-
gehaltenen Punkt besprochen. Wie in den letz-
ten Jahren wurde in einer Stellungnahme des
Vorsitzes eine Verlängerung des Mandats die-
ses Büros beschlossen (16. April). In den For-
mulierungen fanden sich viele Forderungen der
sehr engagierten NGO-Gemeinschaft des Lan-
des wieder.
Zunächst aber war der Tagesordnungspunkt Auf-
fangbecken für ein aktuelles Thema geworden.
Denn zum Kosovo-Krieg, der am dritten Tag
der Tagung ausbrach, konnte man nicht schwei-
gen. Anfänglich war unklar, wie sich die Men-
schenrechtskommission verhalten würde. In der
Diskussion ließ nicht nur die russische Stellung-
nahme schlimmste Verstimmungen befürchten.
Zwei Faktoren ermöglichten schließlich die An-
nahme der Resolution 1999/2 am 13. April (un-
ter dem Tagesordnungspunkt, der Menschen-
rechtsverletzungen in allen Teilen der Welt zum
Gegenstand hatte), in der die serbischen Macht-
haber dazu aufgefordert wurden, die Vereinba-
rungen von Rambouillet sofort zu unterzeich-
nen und sich daran zu halten. Erstens war auf
Grund der religiösen Zugehörigkeit der meisten
Kosovo-Albaner eine sonst unübliche Allianz
der Organisation Islamischer Staaten unter Füh-
rung Pakistans mit dem Westen möglich, was
sogar Iran in ein Boot mit den Vereinigten Staa-
ten brachte. Und zweitens hinterließ die schon
als ›Genfer Rede‹ zitierte Erklärung des Gene-
ralsekretärs vor der Kommission am 7. April
1999 einen äußerst starken Eindruck bei allen
Anwesenden: »Es reicht nicht aus zu wissen,
gegen was wir sind. Die Weltgemeinschaft muß
ebenso wissen, gegen wen sie ist. ... Langsam,
aber sicher entsteht eine internationale Norm
gegen die gewaltsame Unterdrückung von 
Minderheiten, die Vorrang vor Souveränitäts-
ansprüchen erlangen wird und erlangen muß.«
Danach stimmte allein Rußland gegen die Reso-
lution; China, Kuba und vier weitere Länder 
übten lediglich Stimmenthaltung.
Einmal in der Woche gab Hochkommissarin
Mary Robinson von nun an einen Lagebericht
zu Jugoslawien ab, in dem auch die NATO we-
gen der Auswirkungen ihrer Luftangriffe der
Kritik unterlag.
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